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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 26. Juni 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die unentgelt- 
liche Beförderung von Kriegs- und Wehr- 
dienstbeschädigten im Nahverkehr 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 269. Sitzung am 15. Mai 1964 gemäß 
Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die unentgeltliche Beförderung von Kriegs- und 
Wehrdienstbeschädigten im Nahverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Abschnitt 

Beförderungspflicht und Erstattung von Fahrgeld- 
ausfällen 


(1) Die Unternehmen für die Personenbeförde- ] 
rung sind verpflichtet, Beschädigte im Sinne des 

§ 2 gegen Vorzeigen eines amtlichen Ausweises im 1 
Nahverkehr unentgeltlich zu befördern. i 

(2) Nahverkehr im Sinne dieses Gesetzes ist I 

1. der Verkehr mit Straßenbahnen im Sinne | 
des Personenbeförderungsgesetzes, 

2. der Orts- und Nachbarortslinienverkehr : 

mit Obussen und Kraftfahrzeugen, i 

3. der S-Bahn-Verkehr der Deutschen Bun- 
desbahn, j 

4. der Linien- und Ubersetzverkehr mit Ver- j 
kehrsmittein der Küsten- und Binnen- : 
Schiffahrt, wenn dieser der Beförderung 
von Personen im Orts- und Nachbar- 
schaftsbereich dient und Ausgangs- und 
Endpunkt des Linien- und Ubersetzver- 
kehrs innerhalb des Nachbarschaftsbe- 
reichs liegen. 

(3) Der Nachbarortslinienverkehr im Sinne des 
Absatzes 2 Nr. 2 ist der zugelassene Linienverkehr 
zwischen benachbarten Gemeinden, die zwar nicht 
unmittelbar aneinandergrenzen müssen, aber wirt- 
schaftlich und verkehrsmäßig eng miteinander ver- 
bunden sind, wenn der Verkehr entsprechend dem 
öffentlichen Verkehrsbedürfnis nach Häufigkeit und 
Tarifgestaltung einem Ortslinienverkehr vergleich- 
bar ist und Ausgangs- und Endpunkt des Linien- 
verkehrs in den benachbarten Gemeinden liegen. 
Der Verkehr ist nach Häufigkeit und Tarifgestaltung 
einem Ortslinienverkehr nicht vergleichbar, wenn 

1. werktäglich (außer Sonnabend) fahrplan- | 

mäßig weniger als zwölf Fahrtenpaare | 
ausgeführt werden oder | 

2. der Beförderungspreis nicht nach einem ! 
im Ortslinienverkehr üblichen Tarif- 
schema (Einheitspreis, Zonentarif, Teil- ' 
Streckentarif) erhoben wird. 


(4) Unternehmen mit durchschnittlich nicht mehr 
als zehn Beschäftigten werden von der Verpflich- 
tung zur unentgeltlichen Beförderung auf Antrag 
befreit. 

§ 2 

(1) Unentgeltlich zu befördern sind Beschädigte, 
die auf Grund einer Minderung der Erwerbsfähig- 
keit um wenigstens 70 vom Hundert Versorgung er- 
halten 

1. nach § 1 oder § 82 des Bundesversor- 
gungsgesetzes, 

2. nach § 80 des Soldatenversorgungsgeset- 
zes, 

3. nach § 33 des Gesetzes über den zivilen 
Ersatzdienst oder 

4. nach § 4 des Häftlingshilfegesetzes oder 
auf Grund einer nach § 3 des Häftlings- 
hilfegesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nung. 

(2) Unentgeltlich zu befördern sind Beschädigte 
im Sinne des Absatzes 1 auch, wenn ihr Anspruch 
auf Versorgung ruht oder ihr Anspruch auf Grund- 
rente infolge Kapitalabfindung erloschen ist. 

(3) Die unentgeltliche Beförderung erstreckt sich 
bei Beschädigten im Sinne der Absätze 1 und 2 auch 
auf eine Begleitperson, sofern die Notwendigkeit 
ständiger Begleitung in dem amtlichen Ausweis 
nachgewiesen ist, und auf den Blindenführhund. 

§ 3 

(1) Den Unternehmen werden die durch die un- 
entgeltliche Beförderung nach § 1 entstandenen 
Fahrgeldausfälle nach einem Vomhundertsatz der 
von ihnen nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen aus 
dem Nahverkehr erstattet. 

(2) Der Vomhundertsatz nach Absatz 1 beträgt 

für die Kalenderjahre 1964 und 1965 1,2, 

1966 und 1967 1,0. 

(3) Die ab 1968 maßgebenden Vomhundertsätze 
werden jeweils für zwei Jahre vom Bundesminister 
des Innern im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen und dem Bundesminister für Ver- 
kehr durch Rechts Verordnung bestimmt. Hierbei ist 
von einem Vomhundertsatz von 1,0 der nachgewie- 
senen Fahrgeldeinnahmen aus dem Nahverkehr 
und der am 31. Dezember 1965 statistisch nachge- 
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wiesenen Zahl der nach § 2 unentgeltlich zu beför- 
dernden Beschädigten auszugehen. Der Vomhun- 
dertsatz ist entsprechend der statistisch nachgewie- 
senen Veränderung in der Zahl der nach § 2 unent- 
geiltlich zu befördernden Beschädigten zu bestimmen, 
wobei die letzte Erhebung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung über die versorgungsbe- 
rcchtigten Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten vor 
Beginn des jeweiligen Zweijahreszeitraumes maß- 
gebend ist. Der Vomhundertsatz ist auf ganze Hun- 
dertstel abzurunden. 

(4) Die Fahrgeldausfälle werden nur auf Antrag 
erstattet. Der Antrag ist spätestens am 30. Juni 
eines Jahres für das vorangegangene Jahr zu stel- 
len. 

Zweiter Absclinitt 

Erstattung von Fahrgeldaiisfällen für die Zeit vom 
1. April 1950 bis 31. Dezember 1963 

§ 4 

Den Unternehmen für die Personenbeförderung, 
die nach der Verordnung über Vergünstigungen 
für Kriegsbeschädigte im öffentlichen Personenver- 
kehr vom 23. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. 1944 
I S. 5) verpflichtet waren, Kriegsbeschädigte unent- 
geltlich zu befördern, werden die auf Grund dieser 
Verpflichtung in der Zeit vom 1. April 1950 bis 
31. Dezember 1963 entstandenen Fahrgeldausfälle 
nach Maßgabe der §§ 5 und 6 erstattet. 

§ 6 

(1) Die Erstattungsbeträge nach § 4 bemessen 
sich nach einem Vomhundertsatz der Fahrgeldein- 
nahmen, die die Unternehmen in den einzelnen 
Kalenderjahren aus dem öffentlichen Personenver- 
kehr im Sinne des § 1 der Verordnung über Vergün- 
stigungen für Kriegsbeschädigte im öffentlichen 
Personenverkehr nachweislich erzielt haben. Der 
Nachweis über die Fahrgeldeinnahmen obliegt den 
Unternehmen. Für das Kalenderjahr 1950 sind die 
ab 1. April 1950 erzielten Fahrgeldeinnahmen maß- 
gebend. 

(2) Der Vomhundertsatz nach Absatz 1 beträgt 
für die Kalenderjahre 


1950 

1,8 

vom 

Hundert, 

1951 

1,7 

vom 

Hundert, 

1952 

1,6 

vom 

Hundert, 

1953 

1,6 

vom 

Hundert, 

1954 

1,5 

vom 

Hundert, 

1955 

1,4 

vom 

Hundert, 

1956 

1,3 

vom 

Hundert, 

1957 bis 1963 

1,2 

vom 

Hundert. 


(3) Die Fahrgeldausfälle werden nur auf Antrag 
erstattet. Der Antrag ist spätestens am 31. Dezem- 
ber 1964 zu stellen. 


§ 6 

Den Unternehmen werden die nach den §§ 4 und 
5 zu erstattenden Beträge in fünf gleichen Teil- 
beträgen gezahlt. Der erste Teilbetrag wird nach 
Ablauf eines Monats nach unanfechtbarer Feststel- 
lung des Erstattungsbetrages, der zweite Teilbetrag 
am darauffolgenden 1. Juli und die weiteren Teil- 
beträge jeweils am 1. Juli der folgenden Jahre fäl- 
lig. 

Dritter Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen 

§ 7 

(1) Die Landesregierungen bestimmen die Behör- 
den, die über Befreiungsanträge nach § 1 Abs. 4 so- 
wie über Erstattungsanträge entscheiden und die zu 
erstattenden Beträge auszahlen. 

(2) Für Anträge der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost auf Erstattung von Fahr- 
gcldausfällen nach diesem Gesetz ist der Bundes- 
minister der Finanzen zuständig. 

§ 8 

(1) Der Bund trägt die Aufwendungen für die 
Leistungen nach diesem Gesetz. Die Ausgaben sind 
für Rechnung des Bundes zu leisten. Die damit zu- 
sammenhängenden Einnahmen sind an den Bund 
j abzuführen. Persönliche und sächliche Verwaltungs- 
i kosten werden nicht übernommen. 

i (2) Auf die für Rechnung des Bundes geleisteten 
Ausgaben und die mit ihnen zusammenhängenden 
i Einnahmen sind die Vorschriften über das Haus- 
haltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen Landesbehörden übertragen und zulas- 
sen, daß auf die für Rechnung des Bundes zu lei- 
stenden Ausgaben und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Einnahmen die landesrechtlichen Vor- 
schriften über die Kassen- und Buchführung der zu- 
ständigen Landesbehörden angewendet werden. 

§ 9 

(1) In Streitigkeiten aus diesem Gesetz findet 
die Berufung gegen Urteile des Verwaltungsgerichts 
an das Oberverwaltungsgericht nur statt, wenn sie 
im Urteil zugelassen ist. 

(2) Für die Zulassungs- und Beschwerdeverfah- 
ren gelten die Vorschriften des § 131 der Verwal- 
tungsgerichtsordnung. 

Vierter Abschnitt 

S chlußb es timmungen 

§ 10 

Die Verordnung über Vergünstigungen für 
Kriegsbeschädigte im öffentlichen Personenverkehr 
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vom 23. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. 1944 I 
S. 5) wird aufgehoben. 


§ 11 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des Zweiten 
Abschnitts nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1, Januar 
1964 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Unmittelbarer Anlaß für den vorliegenden Gesetz- 
entwurf war das Urteil des Bundesverwaltungsge- 
richts vom 15. Mai 1962 — VII C 36.59 — , wonach 
der Bund verpflichtet ist, der Kieler Verkehrs AG 
ab 1. April 1950 die Fahrgeldausfälle zu erstatten, 
die ihr durch die unentgeltliche Beförderung Schwer- 
kriegsbeschädigter aufgrund der Verordnung über 
Vergünstigungen für Kriegsbeschädigte im öffent- 
lichen Personenverkehr vom 23. Dezember 1943 
(RGBl. I S. 5) entstanden sind. Dieser Entscheidung 
kommt Bedeutung für alle Verkehrsunternehmen 
zu, die der Verpflichtung der vorerwähnten Verord- 
nung unterliegen. Da ohnehin die Absicht bestand, 
die Verordnung vom 23. Dezember 1943, die in meh- 
reren Bestimmungen überholt ist, durch ein Bundes- 
gesetz zu ersetzen, wurde die Erstattungsregelung 
für die Vergangenheit mit einer Neuregelung der 
Gesamtmaterie verknüpft. 

Verhandlungen über die Erstattung der Fahrgeld- 
ausfälle für die Zeit ab 1. April 1950 mit dem Ver- 
band öffentlicher Verkehrsbetriebe (VÖV), dessen 
Mitgliedsunternehmen etwa 95 Vo der Beförderungs- 
leistungen im Nahverkehr erbringen, haben gezeigt, 
daß die Verkehrsunternehmen kaum in der Lage 
sein dürften, die Fahrgeldausfälle im einzelnen 
nachzuweisen. Die Beteiligten gelangten daher zu 
der Überzeugung, daß es am zweckmäßigsten sei, 
die Erstattungsfrage durch Festsetzung von Pausch- 
beträgen im Gesetzeswege zu regeln. 

Die Kompetenz des Bundes zum Erlaß dieses Ge- 
setzes ergibt sich aus Artikel 74 Nr, 7 und 10 GG i 
sowie dem Sachzusammenhang zwischen den hier 
festgelegten Kompetenzen. Zwar handelt es sich 
um Vergünstigungen, die ohne die spezifischen 
Voraussetzungen sowohl der Versorgung wie der 
Fürsorge für Kriegsopfer gewährt werden; gleich- 
wohl haben sie enge Berührungspunkte mit diesen 
Gesetzen. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
bezüglich der Beschädigten der Bundeswehr und des 
zivilen Ersatzdienstes folgt aus Artikel 73 Nr. 1 GG. 
Der Entwurf gliedert sich in vier Abschnitte. Der 
Erste Abschnitt enthält die Neuregelung, im Zwei- 
ten Abschnitt ist die Erstattung der Fahrgeldaus- 
fälle für die Zeit vom 1. April 1950 bis 31. Dezember 
1963 festgelegt, im Dritten Abschnitt sind die für die 
vorangegangenen Abschnitte gemeinsam geltenden 
Vorschriften und im Vierten Abschnitt die Schluß- 
bestimmungen enthalten. 


B. Die Bestimmungen im einzelnen 

Zum Ersten Abschnitt 

In diesem Abschnitt, der die materielle Neurege- 
lung des Rechts der unentgeltlichen Beförderung 


von Kriegs- und Wehrdienstbeschädigten im Nah- 
verkehr enthält, sind der Umfang der unentgelt- 
lichen Beförderungspflicht und der begünstigte Per- 
sonenkreis bestimmt sowie die Erstattung der Fahr- 
geldausfälle geregelt. 

Zu § 1 

In Absatz 1 wird den Unternehmen für den öffent- 
lichen Personenverkehr die unentgeltliche Beför- 
derung zur Pflicht gemacht. Der Wortlaut lehnt sich 
insoweit an § 1 der Verordnung vom 23. Dezember 
1943 an. Der Auflage zur unentgeltlichen Beförde- 
rung eines bestimmten Personenkreises steht die in 
§ 3 festgelegte Verpflichtung des Bundes gegen- 
über, den Unternehmen die entstandenen Fahrgeld- 
ausfälle zu erstatten. 

In den Absätzen 2 und 3 wird der Begriff des Nah- 
verkehrs umschrieben. Maßgebend für die hier ge- 
troffene Abgrenzung des Nahverkehrs war das Be- 
streben, die unentgeltliche Beförderungspflicht ihrem 
Umfang nach so zu umschreiben, daß der heutige 
Umfang der unentgeltlichen Beförderung weder eine 
Einengung noch eine Ausweitung erfährt. Beim Ver- 
kehr auf Straßenbahnen (Absatz 2 Nr. 1) wird durch 
die Bezugnahme auf das Personenbeförderungsge- 
setz klargestellt, daß auch Hochbahnen, Untergrund- 
bahnen u. ä. der Pflicht zur unentgeltlichen Beför- 
j derung unterliegen. 

Der Begriff des Nachbarortslinienverkehrs (Absatz 2 
Nr. 2) bedurfte näherer Ausgestaltung. Dabei wurde 
von einer Bezugnahme auf die Begriffsbestimmun- 
gen im Personenbeförderungsgesetz und im Beför- 
derungsteuergesetz abgesehen. Die andersartige 
Zielsetzung des Personenbeförderungsgesetzes hat 
zu einer weiten und auslegungsfähigen begrifflichen 
Abgrenzung des Nachbarortslinienverkehrs geführt, 
die für das vorliegende Gesetz nicht praktikabel er- 
scheint. Im Beförderungsteuerrecht ist der Begriff des 
Nachbarortslinienverkehrs unter spezifisch steuer- 
rechtlichen Gesichtspunkten, insbesondere durch die 
Beförderungsteuer-Durchführungsverordnung im ein- 
zelnen abgegrenzt worden. Diese Abgrenzung ist 
für das vorliegende Gesetz zu eng. Es wurde daher 
eine eigene Begriffsbestimmung des Nachbarorts- 
linienverkehrs gewählt, die sich zwar an den Be- 
griff des Nachbarortslinienverkehrs im Beförde- 
rungsteuerrecht anlehnt, die gleichzeitig aber so 
zu formulieren war, daß der künftige Umfang der 
Beförderungspflicht dem bisherigen Umfang der un- 
entgeltlichen Beförderung möglichst entspricht. 

In der Verordnung vom 23. Dezember 1943 selbst 
ist eine Regelung über die unentgeltliche Beförde- 
rung auf Verkehrsmitteln der Küsten- und Binnen- 
schiffahrt nicht enthalten; die Pflicht zur unentgelt- 
lichen Beförderung auf den dem Personennahver- 
kehr dienenden örtlichen Verkehrsmitteln der Kü- 
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sten- und Binnenschiffahrt wurde vielmehr erst in 
den Durchführungsbestimmungen vom 19. Januar 
1944 (Reichsversorgungsblatt Nr. 1/1944 S. 2) fest- 
gelegt. Die Begriffsbestimmung „örtliche Verkehrs- 
mittel der Küsten- und Binnenschiffahrt" hat in der 
Praxis gelegentlich zu Abgrenzungsschwierigkeiten 
geführt. In Absatz 2 Nr. 4 ist daher eine Umschrei- 
bung des Nahverkehrs auf Verkehrsmitteln der 
Küsten- und Binnenschiffahrt vorgenommen wor- 
den, mit der Abgrenzungsschwierigkeiten in Zukunft 
begegnet werden kann. Durch die Bestimmung, daß 
der Linien- und Übersetzverkehr auf den Verkehrs- 
mitteln der Küsten- und Binnenschiffahrt nur dann 
der unentgeltlichen Beförderung unterliegt, wenn 
Ausgangs- und Endpunkt dieses Verkehrs inner- 
halb des Nachbarschaftsbereichs liegen, soll erreicht 
werden, daß einmal der Gelegenheits- und Aus- 
flugsverkehr mit Verkehrsmitteln der Küsten- und 
Binnenschiffahrt von der Verpflichtung zur unent- 
geltlichen Beförderung ausgenommen sind und zum 
anderen auch für den über den Nachbarschaftsbe- 
reich hinausgehenden Linien- und Übersetzverkehr 
in seinem ganzen Verlauf die Verpflichtung zur un- 
entgeltlichen Beförderung entfällt. 

Während bisher Unternehmen mit durchschnittlich 
nicht mehr als zehn Beschäftigten generell von der 
Verpflichtung zur unentgeltlichen Beförderung be- 
freit waren, sieht Absatz 4 lediglich die Möglich- 
keit einer Befreiung vor. Die Befreiung ist zu er- 
teilen, wenn ein entsprechender Antrag gestellt 
wird. Für die durchschnittliche Zahl der Beschäftig- 
ten ist die Gesamtzahl der in den Unternehmen Be- 
schäftigten und nicht nur die Zahl der im Nahver- 
kehr des Unternehmens Beschäftigten entschei- 
dend. 

Zu § 2 

In Absatz 1 wird der unentgeltlich zu befördernde 
Personenkreis umschrieben. Der Personenkreis ent- 
spricht im wesentlichen dem des bisher geltenden 
Rechts. Die Hauptgruppe der unentgeltlich zu Be- 
fördernden bilden in Anlehnung an die bisherige 
Regelung die Beschädigten, die aufgrund einer Min- 
derung der Erwerbsfähigkeit von wenigstens 70 
vom Hundert Versorgung unmittelbar nach § 1 oder 
§ 82 des Bundesversorgungsgesetzes erhalten. Mit 
der Fassung „Beschädigte, die . . . Versorgung er- 
halten nach § 1 oder § 82 des Bundesversorgungs- 
gesetzes" soll erreicht werden, daß auch die durch 
das Zweite Neuordnungsgesetz in den § 1 aufge- 
nommenen Beschädigten, die Versorgung lediglich 
im Ermessenswege erhalten, weil über die Ursache 
des festgestellten Leidens in der medizinischen 
Wissenschaft Ungewißheit besteht (§ 1 Abs. 3 Satz 
2 BVG) sowie die in § 82 Abs. 2 BVG bezeichneten 
Personen unentgeltlich befördert werden. Mit der 
Einbeziehung von Beschädigten, die nach § 80 des 
Soldatenversorgungsgesetzes oder nach § 33 des 
Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst Versorgung 
erhalten, wird dem vom Deutschen Bundestag wie- 
derholt zum Ausdruck gebrachten Grundsatz Rech- 
nung getragen, wonach die Kriegsbeschädigten und 
die Wehrdienstbeschädigten hinsichtlich ihrer Ver- 
sorgung gleichzubehandeln seien. Da die hier in 
Rede stehenden Vergünstigungen in enger Beziehung 


zur Versorgung einschließlich der Kriegsopferfür- 
sorge stehen, erschien es geboten, den Grundsatz der 
Gleichbehandlung von Kriegs- und Wehrdienstbe- 
schädigten auch in diesem Gesetz zu verwirklichen. 

Des weiteren wurden in den Kreis der Begünstigten 
Anspruchsberechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Häft- 
lingshilfegesetzes sowie Gleichgestellte nach § 3 des 
Häftlingshilfegestzes einbezogen, die auf Grund 
eines Erwerbsminderungsgrades um wenigstens 
70 V. H. Versorgung in entsprechender Anwendung 
des Bundesversorgungsgesetzes erhalten. 

In Absatz 2 wird festgelegt, daß die Beschädigten 
im Sinne des Absatzes 1 auch dann unentgeltlich 
zu befördern sind, wenn ihr Anspruch auf Versor- 
gung ruht oder ihr Anspruch auf Grundrente infolge 
Kapitalabfindung erloschen ist. 

Absatz 3, in dem die unentgeltliche Beförderung 
einer notwendigen Begleitperson und des Blinden- 
führhundes festgelegt wird, geht über die bisherige 
Regelung hinaus. Bisher wurde nur entweder ein 
Begleiter oder der Blindenführhund unentgeltlich 
mitbefördert. Die Erweiterung schien mit Rücksicht 
auf die praktischen Bedürfnisse insbesondere der 
berufstätigen Blinden geboten. 

Zu § 3 

Weil die den Unternehmen tatsächlich entstandenen 
Fahrgeldausfälle im einzelnen nicht feststellbar 
sind, sieht Absatz 1 eine pauschale Erstattung vor, 
die sich nach einem Vomhundertsatz der Fahrgeld- 
einnahmen aus dem Nahverkehr bemißt. 

Die in Absatz 2 für die Kalenderjahre 1964 bis 1967 
festgelegten Vomhundertsätze sind in ihrer Höhe 
durch den für das Kalenderjahr 1963 geltenden Vom- 
hundertsatz bestimmt (siehe Begründung zu § 5). 
Die Senkung des Vomhundertsatzes für die Kalen- 
derjahre 1966 und 1967 gegenüber dem für die Ka- 
lenderjahre 1964 und 1965 geltenden Satz berück- 
sichtigt wie in der Vergangenheit (vgl. Begründung 
zu § 5) die die tatsächliche Inanspruchnahme der 
Freifahrtberechtigung beeinflussenden Faktoren, 
insbesondere den zu erwartenden Rückgang in der 
Anzahl der nach § 1 Abs. 1 unentgeltlich zu be- 
fördernden Beschädigten. 

Weil die Zahl der unentgeltlich zu befördernden 
Beschädigten für einen längeren Zeitraum nicht mit 
hinreichender Genauigkeit vorausgesehen werden 
kann, sieht Absatz 3 die Festlegung der vom Ka- 
lenderjahr 1968 an für die Höhe der Fahrgelder- 
stattung maßgebenden Vomhundertsätze durch 
Rechtsverordnung vor. Die Höhe des Vomhundert- 
satzes ist dabei, ausgehend von dem nach Absatz 2 
für das Kalenderjahr 1967 bestimmten Vomhundert- 
satz, künftig nur noch den Veränderungen in der 
I Zahl der nach § 2 unentgeltlich zu befördernden Be- 
j schädigten anzupassen. Es dient der Vereinfachung, 
j wenn die Festlegung jeweils für zwei Jahre vorge- 
i nommen wird. 

I Die Vorschrift des Absatzes 4 ist notwendig, weil 
! ohne Antrag Berechtigung und Höhe der Erstat- 
! tungsforderungen der einzelnen Unternehmen nicht 
I festgestellt werden können. Die Ausschlußfrist ent- 
I spricht verwaltungspraktischen Erfordernissen. 
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Zum Zweiten Abschnitt 

Zu den §§ 4 und 5 

Während § 4 den Grundsatz enthält, daß den Nah- 
verkehrsunternehmen die ihnen auf Grund der 
Verpflichtung zur unentgeltlichen Beförderung nach 
der Verordnung vom 23, Dezember 1943 in der Zeit 
vom 1. April 1950 bis 31. Dezember 1963 entstan- 
denen Fahrgeldausfälle zu erstatten sind, wird in 
§ 5 die Erstattung im einzelnen geregelt. 

Die Notwendigkeit pauschaler Bemessung der Er- 
stattungsbeträge für Fahrgeldausfälle in § 5 Abs, 1 
ist bereits in der Begründung zu § 3 dargestellt. 
Als Nachweis über die Höhe der Fahrgeldeinnah- 
men dienen die Bilanzunterlagen. Der Beginn des 
Zeitraums, für den Fahrgeldausfälle zu erstatten 
sind, ist durch das Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 15. Mai 1962 bestimmt. 

Grundlage für die Bemessung der in § 5 Abs. 2 
fcstgelegten Vomhundertsätze bildet die Gesamtzahl 
der Kriegsbeschädigten, die nach § 1 der Verord- 
nung vom 23. Dezember 1943 in der Zeit vom 
1. April 1950 bis 31. Dezember 1963 unentgeltlich 
zu befördern waren. Bei der Bemessung sind die 
Gegebenheiten, die die tatsächliche Inanspruchnah- 
me der Freifahrtberechtigung beeinflußt haben, und 
die Fahrpreisentwicklung im Erstattungszeitraum 
berücksichtigt. Wegen der Verpflichtung zur Antrag- 
stellung und der Ausschlußfrist in Absatz 3 ver- 
gleiche die Begründung zu § 3 Abs. 4. 

Hinsichtlich der Erstattung von Fahrgeldausfällen 
der Bundesbahn bzw. der Bundespost ist auf den 
letzten Absatz der Begründung zu § 3 zu verweisen. 


Zu § 6 

In dieser Bestimmung ist vorgesehen, daß die zu er- 
stattenden Beträge in fünf gleichen Teilbeträgen ge- 
zahlt werden, und zwar der erste Teilbetrag einen 
Monat nach unanfechtbarer Feststellung des Erstat- 
tungsbetrags, die vier weiteren Teilbeträge jeweils 
am 1. Juli der darauffolgenden Jahre. Da die Teilbe- 
träge erst zu diesen Zahlungsterminen fällig wer- 
den, sind Zinsen für die Erstattungsbeträge nicht zu 
zahlen. 


Zum Dritten Abschnitt 

Zu § 7 

Nach Absatz 1 sollen die Landesregierungen die 
durchführenden Stellen bestimmen. Gedacht ist hier- 
bei an Behörden, die schon mit der Durchführung 
des Personenbeförderungsrechts befaßt sind. 

Absatz 2 ist mit Rücksicht auf das besondere Ver- 
hältnis der Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 
und Deutsche Bundespost zum Bund eingefügt wor- 
den. Die Vorschrift ermöglicht eine vereinfachte Re- 
gelung im Verwaltungsweg. 


Zu § 8 

Die Erstattung der Fahrgeldausfälle an Nahver- 
kchrsunternehmen, die Kriegsbeschädigte unent- 
geltlich befördert haben, ist eine Aufwendung im 
Rahmen der Kriegsfolgelasten. In Absatz 1 wird die 
Kostentragung entsprechend Artikel 120 GG gere- 
gelt, wonach der Bund die Aufwendungen für die 
Kriegsfolgelasten nach näherer Bestimmung eines 
Bundesgesetzes zu tragen hat. Das Bundesgesetz, 
das hierzu nähere Bestimmung trifft, ist das Erste 
Gesetz zur Überleitung von Lasten und und Dek- 
kungsmitteln auf den Bund (Erstes Uberleitungsge- 
setz) in der Fassung vom 28. April 1955, zuletzt ge- 
ändert durch das Zweite Neuordnungsgesetz vom 
21. Februar 1964 (BGBl. I S. 85). In § 1 Abs. 3 des 
Ersten Uberleitungsgesetzes wird bestimmt, daß 
neben den Aufwendungen für die Kriegsbeschädig- 
ten persönliche und sächliche Verwaltungskosten 
der Gebietskörperschaften vom Bund nicht zu über- 
nehmen sind. 

Das vorliegende Gesetz ist nach Artikel 83 GG von 
den Ländern als eigene Angelegenheit durchzu- 
führen. Nach § 7 entscheiden die von den Landes- 
regierungen zu bestimmenden Behörden über Er- 
stattungsanträge und zahlen die zu erstattenden 
Beträge aus. Weil demnach die verwaltungsmäßige 
Durchführung des Gesetzes bei den Ländern liegt 
und die Länder in eigener Zuständigkeit selbständig 
I Bundesmittel verwalten, wird in Absatz 2 entspre- 
: chend der Vorschrift des § 4 Abs. 2 Nr. 1 des Ersten 
i Überleitungsgesetzes bestimmt, daß primär das 
Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden ist. Dabei 
; ist auch die in § 4 Abs. 2 Nr. 1 des Ersten Über- 
I leitungsgesetzes vorgesehene Möglichkeit übernom- 
I men worden, wonach bestimmte haushaltsrechtliche 
I Befugnisse auf Landesbehörden übertragen werden 
I können und die Anwendung von landesrechtlichen 
i Vorschriften zugelassen werden kann. 

Zu § 9 

Für verwaltungsgerichtliche Streitigkeiten aus die- 
sem Gesetz wird eine Berufungsbeschränkung vor- 
gesehen, weil im verwaltungsgerichtlichen Verfah- 
ren an Tatsachen lediglich die Höhe der jährlichen 
Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr streitig sein 
kann. Die Berufung gegen Urteile der Verwaltungs- 
gerichte an die Oberverwaltungsgerichte ist nur 
statthaft, wenn sie in den Urteilen der Verwaltungs- 
gerichte ausdrücklich zugelassen ist. Die Voraus- 
setzungen für die Berufungszulassung sowie das 
Beschwerdeverfahren gegen die Nichtzulassung der 
Berufung sind in § 131 VwGO geregelt, auf den Be- 
zug genommen wird. Der Gedanke des § 131 Abs. 1 
Satz 3 VwGO wurde in das vorliegende Gesetz nicht 
aufgenommen. 


Zum Vierten Abschnitt 

Zu den §§ 10 bis 12 

Das Inkrafttreten des Gesetzes mit Wirkung vom 
1. Januar 1964, dem Beginn des Rechnungsjahres, 
ist erforderlich, weil nur auf diese Weise eine ord- 
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nungsmäßige Abrechnung der Erstattungszahlungen 
gewährlesitet ist. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die 
Verordnung vom 23. Dezember 1943, deren wesent- 
licher Inhalt in diesem Gesetz neu geregelt ist, 
außer Kraft. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

I. Allgemeine Ausgaben (Bund) 

Bei der Durchführung des Gesetzes werden sich 
voraussichtlich die nachstehend aufgeführten allge- 
meinen Ausgaben zu Lasten des Bundes ergeben; 


1. Zu § 3 

Haushaltsjahr 1965 (für 1964) 18,0 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1966 18,6 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1967 16,0 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1968 16,5 Millionen DM 

von dem Haushaltsjahr 1969 ab laufend etwa 
16,0 Millionen DM jährlich. 


2. Zu den §§ 5 und 6 

Haushaltsjahr 1965 (2 Raten) 80,0 Millionen DM 
Haushaltsjahr 1966 40,0 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1967 40,0 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1968 40,0 Millionen DM 

3. Gesamtkosten nach Haushaltsjahren 

Haushaltsj ahr 1965 98,0 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1966 58,6 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1967 56,0 Millionen DM 

Haushaltsjahr 1968 56,5 Millionen DM 

von dem Haushaltsjahr 1969 ab laufend etwa 
16,0 Millionen DM jährlich. 

IL Persönliche und sächliche Verwaltungskosten 
(Länder) 

Das Gesetz wird von bereits bestehenden, durch die 
Landesregierungen zu bestimmenden Behörden 
durchgeführt. Die mit der Durchführung verbunde- 
nen Arbeiten werden die Einstellung zusätzlichen 
Personals nicht oder nur in ganz geringem Umfang 
erforderlich machen, so daß der Aufwand der Län- 
der für persönliche und sächliche Verwaltungskosten 
nicht erheblich sein dürfte. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

Absatz 2 Nr. 2 ist durch folgenden Halbsatz zu 
ergänzen: 

ferner der Linienverkehr mit Obussen und 
Kraftfahrzeugen, der anstelle einer stillgelegten 
Straßenbahn als Schienenersatzverkehr im Sinne 
von § 13 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe c Satz 3 des Per- 
sonenbeförderungsgesetzes betrieben wird". 

Begründung 

Die Verordnung über Vergünstigung für Körper- 
beschädigte im öffentlichen Personenverkehr 
vom 23. Dezember 1943 erstreckte sich nur auf 
den Ortslinienverkehr, dem solche Linien gleich- 
gestellt waren, die in ihrem Verlauf innerhalb 
der Grenzen zweier aneinandergrenzender Ge- 
meindebezirke lagen. Dennoch wurde mit der 
Verordnung der gesamte Personennahverkehr 
erfaßt. Omnibuslinien, die über den Orts- und 
Nachbarortsbereich hinausgingen, wurden da- 
mals — von Ausnahmen abgesehen — fast nicht 
betrieben; sie waren nämlich aus kriegszeitlich 
bedingten Gründen eingestellt worden. Die Ver- 
hältnisse haben sich jedoch seitdem grundlegend 
geändert. Es gibt nur noch wenige Überland- 
straßenbahnen, und es ist damit zu rechnen, daß 
die eine oder andere dieser Bahnen mit der Zeit 
durch Omnibuslinien ersetzt wird. In der Öffent- 
lichkeit würde aber jedes Verständnis dafür feh- 
len, wenn mit dem Ersatz eines Überlandstraßen- 
bahnverkehrs durch einen Oinnibusverkehr auch 
die unentgeltliche Beförderung entfallen würde. 
Deshalb muß Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 
auch dann, wenn er nicht Orts- und Nachbarorts- 
linienverkehr ist, in die Vorschrift des § 1 Abs. 2 
aufgenommen werden, wenn es sich um Schie- 
nenersatzverkehr für eine eingestellte Straßen- 
bahn handelt. 

2. Zu § 2 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Unentgeltlich zu befördern sind Be- 
schädigte, die auf Grund einer Minderung der 
Erwerbsfäbigkeit um wenigstens 70 v. H. Ver- 
sorgung nach § 1 oder § 82 des Bundesversor- 
gungsgesetzes oder nach anderen Bimdes- 
gesetzen in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften des Bundesversorgungsgesetzes 
erhalten." 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf soll die Freifahrt im 
Nahverkehr über die Kriegsbeschädigten hin- 
aus auch solchen Beschädigten eingeräumt 


werden, die Versorgung in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Bundes- 
versorgungsgesetzes erhalten. Da bereits 
weitere Bundesgesetze im Entwurf vorliegen, 
und zwar das Gesetz über den Zivildienst im 
Verteidigungsfall und das Gesetz über das 
Zivilschutzkorps und den Zivilschutzdienst, 
die ebenfalls Versorgungsansprüche in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften des 
Bundesversorgungsgesetzas vorsehen, emp- 
fiehlt es sich, statt einer enumerativen Auf- 
zählung der einzelnen Gesetze die vorge- 
schlagene generelle Formulierung zu ver- 
wenden. 

b) Absatz 1 ist durch folgende neue Sätze 2 
und 3 zu ergänzen: 

„Unentgeltlich zu befördern sind ferner Be- 
schädigte, die auf Grund einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit unter 70 v. H., aber von 
wenigstens 50 v. H. Versorgung nach einer 
der in Satz 1 genannten Bestimmungen er- 
halten und durch die Schädigung erheblich 
gehbehindert sind. Erheblich gehbehindert 
sind Beschädigte, die nicht imstande sind, 
ohne Schwierigkeiten über Wegstrecken zu 
gehen, die im Ortsverkehr üblicherweise noch 
zu Fuß zurückgelegt werden." 

Begründung 

Beschädigte mit einer Minderung der Er- 
werbsfähigkeit von weniger als 70 v. H., aber 
wenigstens 50 v. H., die infolge ihrer Schädi- 
gung erheblich gehbehindert sind, gehören 
bislang nicht zu dem unentgeltlich zu beför- 
dernden Personenkreis, obwohl sie zum 
Teil in stärkerem Maße auf die Benutzung 
der Nahverkehrsmittel angewiesen sind als 
manche Beschädigte mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von 70 v. H. und mehr. 

Die Mehrkosten werden voraussichtlich die 
Einsparungen, die als Folge das Steuerände- 
rungsgesetzes 1964 bei den einkommens- 
gebundenen Leistungen nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz zu erwarten sind, nicht über- 
steigen. 

c) Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte geprüft werden, ob der zu be- 
rücksichtigende Personenkreis nicht erweitert 
werden könnte durch Einbeziehung 

1. der Beschädigten nach § 31 des Bundes- 
entschädigungsgesetzes und 

2. der Zivilblinden im Sinne des § 1 Abs. 2 
des Schwerbeschädigtengesetzes. 
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3. Zu § 3 

a) In Absatz 3 Satz 1 ist hinter dem Wort 
„Rechtsverordnung" der Relativsatz „ , die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf," ein- 
zufügen. 

Begründung 

Es ist zweckmäßig, im Gesetzestext ausdrück- 
lich auf die Zustimmungsbedürftigkeit der 
Rechtsverordnung hinzuweisen. 

b) Mit Rücksicht auf die zu § 2 vorgesdilagene 
und zur Erwägung gestellte Erweiterung des 
zu berücksichtigenden Personenkreises er- 
scheint es erforderlich, im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens die Erstattungs- 
sätze nach § 3 zu überprüfen. 


4. Zu § 4 

In § 4 ist folgender Satz anzufügen; 

„Hat ein Land solche Fahrgeldausfälle bereits er- 
stattet, steht der Anspruch insoweit dem Land 
zu." 


Begründung 

In den Fällen, in denen Länder aus Mitteln des 
Landeshaushalts bisher Entschädigungsleistun- 
gen gewährt haben, wie z. B. das Saarland, sind 
die Nahverkehrsunternehmen für den ihnen nach 
dem Gesetzentwurf zustehenden Anspruch be- 
reits befriedigt. Der Anspruch muß deshalb inso- 
weit auf das Land übergehen. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Ergänzung wird von der 
Zielsetzung des Entwurfs, den begünstigten Per- 
sonenkreis grundsätzlich nur im Nahverkehr unent- 
geltlich zu befördern, abgegangen. Härten, die sich 
aus der Umstellung von Straßenbahnen auf Omni- 
busse ergeben könnten, dürften im allgemeinen da- 
durch vermieden werden, daß der Schienenersatz- 
verkehr als Nachbarortslinienverkehr im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 des Entwurfs angesehen werden kann. 

Zu Nr. 2 

a) Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

b) Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Mit der vorgeschlagenen Ergänzung wird von 
der dem Entwurf zugrunde liegenden Konzep- 
tion, wonach bei der Abgrenzung des begünstig- 
ten Personenkreises wie in der Verordnung vom 
23. Dezember 1943 allein auf die Schwere der 
Schädigung abgestellt wird, mit der Folge ab- 
gegangen, daß sich der jährliche Aufwand zu 
Lasten des Bundes künftig um etwa 50 ^/o (ca. 
8 Mio DM) erhöht. 


c) Entsprechend der Empfehlung wird die Frage, ob 
der bezeichnete Personenkreis in die Freifahrt- 
vergünstigung einbezogen werden kann, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens auch 
seitens der Bundesregierung nochmals geprüft 
werden. 

Zu Nr. 3 

a) Der Vorschlag begegnet im Hinblick auf die Fas- 
sung des § 3 Abs. 3 des Entwurfs keinen Be- 
denken. 

b) Die Empfehlung erscheint im Hinblick auf die 
Prüfungsempfehlung unter Nr. 2 c) folgerichtig. 

Zu Nr. 4 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Der Sachverhalt, der mit der vorgeschlagenen Er- 
gänzung erfaßt werden soll, betrifft nach den Fest- 
stellungen der Bundesregierung allein das Saarland. 
Da die Bundesregierung vorgesehen hat, für die Ent- 
schädigungsleistungen, die dem im Entwurf vorge- 
sehenen Umfang der Erstattung entsprechen, in un- 
mittelbaren Verhandlungen mit dem Saarland einen 
Ausgleich zu schaffen, sollte darauf verzichtet wer- 
den, das Gesetz mit einer allein das Saarland be- 
treffenden Regelung zu belasten. 
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